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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Auf einen Zielkonflikt, dem mit den Richtplänen wohl kaum beizukommen ist, verweist
eine Publikation des Bundesamtes für Raumplanung: In jenen fruchtbaren Ebenen, die
durch Autobahnen erschlossen sind – beispielweise im Bereich des Autobahnkreuzes
N 1/N 2 bei Egerkingen (SO) und in der Magadinoebene (TI) – machen sich auf Kosten
des Kulturlandes im Übermass Verteilzentren und Lagerhäuser breit. Immer grösser
werden auch die Probleme bezüglich der Zweitwohnungen, deren Bestand sich im
vergangenen Jahrzehnt fast verdoppelt hat (auf 240'000) und der in den nächsten 10
bis 20 Jahren um weitere 100'000 ansteigen dürfte. Die Zweitwohnungen treiben die
Bodenpreise und Mieten in die Höhe und verdrängen die angestammte Bevölkerung.
Wegen des hohen Landbedarfs gerät der Bau von Zweitwohnungen ausserdem mit der
Landwirtschaft in Konflikt und gefährdet, indem er zur Überbeanspruchung der
Landschaft beiträgt, auch den Tourismus. Um das Problem der Zweitwohnungen besser
in den Griff zu bekommen, wies das EJPD die Gemeinden auf mehrere zur Verfügung
stehende Instrumente hin. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.07.1986
WERNER SEITZ

Eine Studie im Rahmen des vom Bundesamt für Raumplanung entwickelten
Programms «Raumbeobachtung Schweiz» untersuchte systematisch die
Landschaftsveränderungen zwischen 1973 und 1982 und kam zum Schluss, dass diese
wegen ihres schleichenden Charakters vielfach gar nicht wahrgenommen würden. Die
Bilanz sei jedoch für die naturnahen Landschaften überall negativ; auffallend sei
insbesondere der Rückgang der landschaftlichen Vielfalt im Mittelland. In den
Agglomerationsräumen, im Mittelland und im Berggebiet wurden im untersuchten
Zeitraum zum Beispiel 1'355 Hektaren überbaut, 732 Hektaren Obstbaumflächen
gerodet, 80 km. Bäche eingedolt, 557 km. überörtliche und 2524 km. örtliche
Erschliessungsstrassen sowie 496 Brücken gebaut und 2879 neue Gebäude ausserhalb
des Siedlungsgebietes bewilligt. Die Resultate der Studie unterstützen den Einbezug
ökologischer Zielsetzungen in die Leitsätze für eine künftige Raumordnungspolitik. 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 03.05.1988
CHRISTIAN MOSER

Die notwendige Zahl von 450'000 Hektaren an Fruchtfolgeflächen, welche eine
ausreichende Versorgungsbasis in Zeiten gestörter Einfuhr gewährleisten sollen, sind
nach der Prüfung der kantonalen Erhebungen noch knapp vorhanden. Längerfristig
dürfte der vorgesehene Richtwert kaum zu halten sein, weil ungefähr 20'000 Hektaren
in unerschlossenen Bauzonen liegen. Für 16 Kantone lagen die Inventare definitiv und
für die 10 übrigen provisorisch vor. Dabei erreichten 15 Kantone die zugewiesenen
Richtwerte des Bundes oder übertrafen sie, 11 lagen darunter (Aargau, Appenzell
Ausserrhoden, Baselland, Bern, Freiburg, Genf, Graubünden, Obwalden, St.Gallen,
Tessin, Wallis). Ein erster Entwurf des Sachplanes Fruchtfolgeflächen soll 1989 den
Kantonen vorgelegt werden. 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 06.07.1988
CHRISTIAN MOSER

Die Studie „Landschaft unter Druck“ der beiden Bundesämter für Raumplanung sowie
für Umwelt, Wald und Landschaft zeigt einen beängstigenden Verlust an unzerstörten
Naturlandschaften auf, ein Verlust, der zusammengenommen jedes Jahr mit rund
10'000 ha gut die Fläche des Zürichsees ausmacht. Natürliche Lebensräume für
Pflanzen und Tiere blieben dadurch häufig nur noch als isolierte Reste in weitgehend
ausgeräumter und intensiv genutzter Landschaft übrig. 4

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.04.1992
DIRK STROHMANN

Im Sommer veröffentlichte das Bundesamt für Statistik die Resultate einer in der ersten
Hälfte der achtziger Jahre landesweit durchgeführten Bodennutzungserhebung. Daraus
ergibt sich, dass rund ein Drittel des schweizerischen Bodens intensiv genutzt wird,
nämlich zu 25 Prozent durch die Landwirtschaft und zu 6 Prozent durch
Siedlungsflächen. Gut ein weiteres Drittel der Landesfläche besteht aus Wald oder
Gehölzen, ein Viertel aus sog. unproduktiven Flächen und der Rest aus extensiv
genutzten Landwirtschaftsgebieten. Von der Siedlungsfläche entfällt knapp die Hälfte

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.07.1992
DIRK STROHMANN

01.01.65 - 01.01.23 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



auf Gebäudeareale sowie ein Drittel auf Verkehrsflächen, davon zu 89% auf Strassen. 5

Mit der Frage einer besseren Koordination von Siedlungsstrukturen und öffentlichem
Verkehr befasste sich eine Fachtagung der Schweizerischen Vereinigung für
Landesplanung (SVL), welche sich auf erste Ergebnisse des Nationalen
Forschungsprogramms „Stadt und Verkehr“ (NFP 25) stützte. Eine weitere Kurstagung
der SVL hatte sich bereits Anfang Jahr mit der Förderung der Siedlungsentwicklung
„nach innen“ befasst. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.11.1992
DIRK STROHMANN

Mit dem Bericht «Grundzüge der Raumordnung Schweiz», der 1989 in Auftrag gegeben
worden war, will das Bundesamt für Raumplanung Impulse gegen die Zersiedelung und
eine ungeordnete und umweltfeindliche Entwicklung geben. Die räumliche Situation
der Schweiz sei gekennzeichnet durch ungeordnete Besiedelung, anhaltenden
Raumbedarf bei knappen Ressourcen und räumliche Ungleichgewichte zwischen
Wirtschaft, Wohnen und Verkehrserschliessung. Die heutige ungünstige
Siedlungsstruktur sei auch mit hohen Kosten für Bau und Unterhalt der Infrastruktur
verbunden. Nachdem das Strassennetz weitgehend gebaut ist, komme dem öffentlichen
Verkehr eine zentrale Rolle zu. Gemäss dem Raumordnungsbericht soll Wachstum dort
stattfinden, wo es sinnvoll ist: in den Städten und städtischen Agglomerationen, damit
ein in die europäische Entwicklung eingebundenes Städtesystem entstehe, das sich
nicht mehr weiter gegen aussen, sondern im Innern entwickelt. Die Vernetzung der im
internationalen Vergleich eher kleinen Schweizer Grosstädte zu einer
«Dreimillionenstadt» erhöhe die Standortgunst und erlaube es, mit den europäischen
Zentren zu konkurrieren. Gemäss der Studie haben die Kantone der Entwicklung der
Städte bisher zu wenig Aufmerksamkeit geschenkt. Ergänzt werden soll die auf die
Agglomerationen ausgerichtete Raumordnung durch eine Revision des
Finanzausgleichs. Der Bund müsste demnach den wirtschaftsschwachen Regionen
vermehrt frei verwendbare Mittel zur Verfügung stellen, damit sie sich selber helfen
können. Der Bericht ging in die Vernehmlassung und der Bundesrat wird darüber
entscheiden, ob die Erkenntnisse dieser Studie in eine Totalrevision des
Raumplanungsgesetzes einfliessen sollen. 7

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.10.1994
EVA MÜLLER

Das Bundesamt für Raumplanung beschäftigte sich mit einem stärkeren Einbezug der
Frauen in die Orts- und Bauplanung. Im Jahr der „inneren Sicherheit“ erarbeitete das
Bundesamt eine Studie, die frauenspezifische Anliegen in den Bereichen Sicherheit,
Mobilität, Arbeitsplätze, Kinderfreundlichkeit und Gemeinschaft aufnimmt. Im
Vordergrund müsse der bewusste Einbezug von Frauen in die verschiedenen
Planungsgruppen stehen. 8

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 21.12.1994
EVA MÜLLER

Im Rahmen des Programms «Raumbeobachtung Schweiz» erarbeitete das Bundesamt
für Raumplanung Grundlagen, mit welchen sich die räumlichen Auswirkungen einer
Liberalisierung bei der Umnutzung der bestehenden Bausubstanz besser abschätzen
lassen sollen. Die Studie zeigt auf, dass in der Schweiz jedes vierte Gebäude ausserhalb
der Bauzonen steht. Zwischen den Kantonen bestehen grosse Unterschiede. In
Kantonen mit grossen Streusiedlungen (z.B. OW, NW, AI) beträgt der Anteil von Bauten
ausserhalb der Bauzonen am Gesamtgebäudebestand bis zu über 50 Prozent. Mit einem
Anteil von 70 Prozent dominieren die Landwirtschaftsgebäude, dazu kommen 121'000
Wohn- bzw. Ferienhäuser sowie 43'000 Wirtschaftsgebäude. 9

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1994
EVA MÜLLER

Erstmals quantifizierte eine Studie die brachliegenden Areale und Flächen der
Schweiz. Danach standen 1991 über 10% (gut 10 Mio. m2) aller Industrieflächen
vollständig leer oder wurden unzureichend genutzt. Diese brachliegende Fläche wird
sich gemäss Schätzungen der Autoren in den nächsten zehn Jahren verdreifachen und
könnte bis im Jahr 2005 durch Umnutzung die Hälfte des gesamten neuen, nicht-
industriellen Raumbedarfs (Wohnen, Dienstleistungen, Infrastruktur und Büros)
decken. 10

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 13.01.1995
EVA MÜLLER
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Eine vom Bundesamt für Raumplanung publizierte Studie kam zum Schluss, dass
marktwirtschaftliche Instrumente die Konzentration der Besiedelung fördern und zum
sparsameren Umgang mit dem Boden beitragen können. Einen entscheidenden Faktor
stellen dabei die Preiserhöhungen im privaten Personenverkehr dar: Mit diesen werde
der öffentliche Verkehr relativ günstiger, da er sich auf die Siedlungszentren
konzentriere. Als zweites wichtiges Instrument wurde eine
«Bodenversiegelungsabgabe» vorgeschlagen, mit der sich die Bautätigkeit stärker auf
die überbauten Flächen konzentrieren würde. Der Übergang von Preissubventionen zu
flächengebundenen und ökologischen Direktzahlungen in der Landwirtschaft führe
insgesamt zu einer Abnahme der Nutzungsintensität. Weniger raumplanerische Effekte
ergeben sich gemäss der Studie etwa bei der CO2-Abgabe, der Einführung der
Marktmiete und der Deregulierung der Telekommunikation. Unter dem Strich würden
marktwirtschaftliche Instrumente zu einer verstärkten Konzentration beitragen und die
Siedlungskerne fördern. Sie unterstützen so das Ziel der haushälterischen Nutzung des
Bodens. 11

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 04.11.1995
EVA MÜLLER

Der WWF kritisierte die bestehende Raumplanung als zuwenig wirksam. Jährlich werde
in der Schweiz noch immer eine Fläche von der Grösse des Murtensees (rund 2'400
Hektaren) zubetoniert. Gemäss dem WWF liegt das zentrale Problem darin, dass die
traditionelle Raumplanung Flächen zum ökologischen Nulltarif zur Verfügung stellt,
wenn Landwirtschaftsflächen in Bauland umgewandelt werden. Der bei der Umzonung
in Bauland entstehende Gewinn solle deshalb mit einer «Bodenabgabe» zumindest
teilweise abgeschöpft und zur Renaturierung und Entsiegelung von Bodenflächen
genutzt werden. Der WWF forderte eine Halbierung der Baulandreserven, die auch
dann noch auf Jahrzehnte hinaus reichen würden. Knapp die Hälfte des Bedarfs an
baulicher Nutzfläche könne innerhalb des bereits bestehenden Siedlungsgebietes
abgedeckt werden, etwa durch verdichtetes Bauen oder durch die Nutzung von
brachliegenden Industriearealen. 12

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 21.05.1996
EVA MÜLLER

Gemäss einer Studie des Bundesamtes für Raumplanung ist die Veränderungsdynamik
ausserhalb der Bauzonen gross. Jährlich werden 2'000 Bauernbetriebe aufgegeben,
deren Bausubstanz dann zum grossen Teil von Nicht-Landwirten genutzt wird. Nur noch
ein Drittel der rund 560'000 Menschen, die in den Zonen ausserhalb städtischer oder
dörflicher Bauzonen leben, hat direkt mit der Agrarwirtschaft zu tun. Der
Dienstleistungssektor ist zum stärksten Erwerbszweig geworden. Ausserhalb der
Bauzone stehen rund 540'000 Gebäude, von denen rund ein Drittel dem Wohnen dient;
jährlich kommen 2'000 Wohnungen dazu. 13

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.11.1996
EVA MÜLLER

Die neuste Bodenstatistik des BFS zeigte klar, dass in der Schweiz Zersiedelung und
Kulturlandverlust fast ungebremst zunahmen in den letzten Jahren, und dass zentrale
Anliegen der Raumplanung wie die haushälterische Nutzung des Bodens und die
«Siedlungsentwicklung nach innen» mehr Wunsch als Realität geblieben sind. Die
Arealstatistik 1992-97 erfasste die Veränderungen in neun Kantonen der West- und der
Zentralschweiz zwischen 1981 und 1993. Danach gingen in diesen Kantonen 15'530
Hektaren oder 2,2% der landwirtschaftlichen Nutzfläche verloren; hochgerechnet auf
die ganze Schweiz macht das 1,1 m2 pro Sekunde. Vier Fünftel des Kulturlandverlusts
gehörten zum produktivsten Boden; der Rest entfiel auf Weiden und zum kleineren Teil
auf Wiesen in den Alpen. Massiv war mit 25,2% die Abnahme der Feldobstflächen. Das
BFS erklärte dies mit der geringeren Rentabilität in der zunehmend mechanisierten
Landwirtschaft. Die Hauptschuld am Verlust von Landwirtschaftsflächen hat gemäss BFS
ganz klar das noch immer ungebremste Siedlungswachstum. Der Siedlungsanteil an der
Gesamtfläche der neun Kantone stieg innert zwölf Jahren von 6,5% auf 7,5%. Besonders
stark gewachsen ist die Industrie mit einer Zunahme um 28,6%, gefolgt von übrigen
Gebäuden, Erholungs- und Grünanlagen mit einer Zunahme um rund 17%. Die
Verkehrsflächen sind um 11,4% gewachsen, wobei die massive Ausdehnung der
Autobahnen um 39,3% auffällt. Das BFS konstatierte im Bericht, dass das «Bauen auf
der Grünen Wiese» offenbar immer noch attraktiver sei als die Umnutzung oder
intensivierte Nutzung bestehender Bauten. Die Raumplanung müsse deshalb die
zweckmässige Umnutzung leerstehender und unbelegter Areale und Industriebauten
vermehrt fördern. Die Siedlungsfläche wuchs überproportional zur
Bevölkerungsentwicklung. Pro Einwohner stieg der beanspruchte Raum in der erfassten
Zeitspanne um 21 m2 auf 387 m2 an. Das BFS machte für den übermässigen
Flächenverbrauch insbesondere das Wirtschafts- und Wohlstandswachstum der

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 03.07.1997
EVA MÜLLER
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achtziger Jahre sowie die stetig steigende Mobilität verantwortlich. Während
Wohnbauten, Industrie und Verkehr sich ausbreiteten, eroberte der Wald Terrain
zurück. In den erfassten Kantonen wuchs die Waldfläche zwischen 1981 und 1993 um
3'450 Hektaren oder 0,8%. Hochgerechnet auf die ganze Schweiz breitete sich der
Wald um 0,25 m2 pro Sekunde aus, und zwar je zur Hälfte durch Aufforstung und durch
natürlichen Einwuchs insbesondere im Alpenraum. 14

Eine Studie des Schweizerischen Instituts für Aussenwirtschafts-, Struktur- und
Regionalplanung (SIASR) an der Universität St.Gallen zeigte Handlungsansätze für eine
nachhaltige Raumentwicklung in der Schweiz auf. Die Studie konkretisierte die vom
Bundesrat 1996 beschlossenen „Grundzüge der Raumordnung Schweiz“, welche einen
Orientierungsrahmen zur wirtschaftlich, sozial und ökonomisch verträglichen Nutzung
des Bodens und zur Ordnung der Siedlungsentwicklung schuf. Der Bericht führte
Nachhaltigkeitslücken zum Teil auf den ungenügenden Vollzug bestehender
Rechtsgrundlagen zurück, ferner nannte er gesellschaftliche Verhaltensweisen,
Wertvorstellungen und Konsumansprüche, die im Widerspruch zu den grundlegenden
Zielen einer nachhaltigen Entwicklung stünden. Der Bericht regte eine duale
Problemlösungsstrategie für fehlende Nachhaltigkeit an: einerseits brauche es eine
kurzfristige Problembewältigung, die auf nationaler und vor allem regionaler Ebene
greife, andererseits solle nachhaltige Entwicklung als globales Projekt längerfristig mit
einem gesellschaftlichen Wertewandel erreicht werden. Als ungenügend wurde die
Verwirklichung einer dezentralen Verteilung wirtschaftlicher Aktivitäten sowie die
Gestaltung kompakter Siedlungsräume im städtischen wie im ländlichen Raum beurteilt.
Als positiver, noch ausbaubarer Ansatzpunkt wurde die Vernetzung sowohl in
Verdichtungsräumen wie auf dem Land aufgeführt. Auch eine bessere Einbindung der
Schweiz in die EU und eine vermehrte grenzüberschreitende Zusammenarbeit der
Regionen sollte gefördert werden, obschon im internationalen Bereich ein Defizit bei
den staatlichen Steuerungsmöglichkeiten bestünde. 15

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 04.07.1998
URS BEER

Gemäss der neuen Arealstatistik des BfS haben die Siedlungsflächen in der Schweiz in
den letzten zwölf Jahren um mehr als 13% zugenommen. Das entspricht einer Fläche,
die grösser ist als der Kanton Schaffhausen. Mehr als die Hälfte der neu entstandenen
Siedlungsflächen liegen im Mittelland. Beunruhigend ist, dass die Siedlungsfläche
stärker wächst als die Bevölkerung. Zum Schutz des noch unverbauten Bodens forderte
die Stiftung Schweizer Landschaftsschutz eine Vereinbarung für den Bodenschutz
zwischen Bund und Kantonen nach dem Vorbild des Kyoto-Abkommens. 16

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 07.08.2001
MAGDALENA BERNATH

Eine erste Auswertung der Volkszählung 2000 zur räumlichen und strukturellen
Entwicklung der Bevölkerung der Schweiz zeigte gemäss Bundesamt für Statistik, dass
im vorangegangenen Jahrzehnt vor allem die Gemeinden rund um die städtischen
Agglomerationen gewachsen waren. Diese "Periurbanisierung" stehe im Gegensatz zur
vom Gesetzgeber gewünschten Konzentration des Wachstums in den Agglomerationen
und den vom Verkehr gut erschlossenen Ortschaften und sei aus raumplanerischer
Sicht problematisch, da sie zu mehr Verkehr durch Pendlerströme führe. 17

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.10.2002
MAGDALENA BERNATH

Eine Studie der Bundesämter für Raumentwicklung und Umwelt, Wald und Landschaft
ergab, dass in der Schweiz 17 Mio m2 ungenutzte Industrieflächen vorhanden sind; dies
entspricht der Fläche der Stadt Genf und ihrem Umland mit 190 000 Einwohnern und
140 000 Arbeitsplätzen. In seiner Antwort auf eine Anfrage Leutenegger Oberholzer (sp,
BL) (Anfrage 04.1137) erklärte der Bundesrat, dass innerhalb des Siedlungsgebiets vor
allem das Militär, die SBB und die Post über nicht mehr oder nur noch teilweise
genutzte Bauten und Anlagen verfügten. Der Bund schreibe seine nicht mehr
benötigten Bauten, Anlagen und Landreserven in der Regel öffentlich zum Erwerb aus,
und für die Umnutzung grösserer Areale arbeiteten die federführenden Bundesstellen
mit den betroffenen Kantonen zusammen. So werde beispielsweise für den ehemaligen
Militärflugplatz Interlaken im Rahmen der Agglomerationsstrategie Interlaken ein
Nutzungskonzept erarbeitet. 18

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.11.2004
MAGDALENA BERNATH
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Eine Untersuchung der Bundesämter für Raumplanung und für Statistik zeigt, dass die
Zahl der Wohnungen ausserhalb der Bauzone zwischen 1990 und 2000 um 12'000 auf
195'000 zunahm. Bei rund einem Viertel dieser 195'000 Logis handelt es sich um
Zweitwohnungen. Insgesamt befinden sich rund 10% aller Wohngebäude und 30%
sämtlicher Gebäude ausserhalb der Bauzone. 19

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 21.01.2006
MAGDALENA BERNATH

Zu Beginn der bundesverwaltungsinternen Ämterkonsultation zu dieser Teilrevision des
Raumplanungsgesetzes im Oktober veröffentlichte das ARE eine in Auftrag gegebene
Studie zur Nachhaltigkeitsbeurteilung und Regulierungsfolgenabschätzung der
geplanten Teilrevision. Diese zeigt, dass ein verminderter Verbrauch von Boden und ein
stärkerer Schutz der Naturräume nur erreicht werden können, wenn die vorgelegte
Gesetzesvorlage nicht abgeschwächt wird. Die Studie verweist zudem auf
Optimierungsmöglichkeiten im Vollzug. Insbesondere die Zweckmässigkeit von
Massnahmen soll in diesem Zusammenhang verstärkt im Auge behalten und die
Rechtssicherheit nach Möglichkeit erhöht werden. 20

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2009
MARLÈNE GERBER

In der Synthese zum im Berichtsjahr abgeschlossenen Nationalen Forschungsprogramm
„Nachhaltige Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung“ (NFP 54) bemängelte ein Team
von Forschenden die ungebremste Fortschreitung der Zersiedelung. Die Raumplanung
in der Schweiz sei als unkoordiniert und nicht ressourcenschonend zu beurteilen. Zur
Verbesserung der Situation wurden 13 Empfehlungen verabschiedet. Diese umfassen
unter anderem die Entwicklung eines nationalen Infrastrukturkonzeptes, koordiniertes
Handeln in funktionalen Räumen sowie die vermehrte Nutzung des städtischen
Untergrundes. Darüber hinaus priesen die vom Bundesrat beauftragten Experten die
Mehrwertabschöpfung als geeignetes Mittel zur Förderung einer aktiven
Wohnbaupolitik. Zu demselben Schluss war bereits eine im Vorjahr publizierte Studie
von Avenir Suisse gelangt. 21

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.10.2011
MARLÈNE GERBER

Im November präsentierte das Bundesamt für Statistik (BFS) die zum dritten Mal nach
1985 und 1997 erscheinende Arealstatistik zur Bodennutzung in der Schweiz. Generell
setzte sich der Trend zur Ausdehnung der Siedlungsfläche in der Periode 1997-2009
fort; die proportionale Zunahme an Siedlungsfläche fiel jedoch mit 9,2% geringer aus
als in der vorangegangenen Periode 1985-1997 (13,0%). Die Ausdehnung der
Siedlungsflächen betrug zwischen 1985 und 2009 insgesamt 584 km2, was in etwa der
Grösse des Genfersees entspricht. In diesem Zeitraum sind die Industrie- und
Gewerbeareale sowie Gebäudeareale insgesamt um je 32,2% gewachsen. Die Zunahme
der Erholungs- und Grünanlagen betrug gar deren 37,5%, während Verkehrsflächen
einen Zuwachs von 15,5% zu verzeichnen hatten. Einen Rückgang von insgesamt 5,4%
ihrer ursprünglichen Grösse im Jahr 1985 verzeichneten die Landwirtschaftsflächen. Sie
mussten in erster Linie Wald und Siedlungen weichen. 22

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.11.2013
MARLÈNE GERBER

"Ist der Föderalismus an der Zersiedelung schuld?" fragte Rudolf Muggli, Jurist und
ehemaliger Direktor der Vereinigung für Landesplanung (VLP), in einem 2014 im NZZ-
Verlag erschienenen, gleichnamigen Buch. Probleme ortete der Raumplanungsexperte
jedoch nicht in der föderalen Organisation, die massgeschneiderte Lösungen
ermögliche, sondern eher im föderalen Vollzug der eidgenössischen Vorgaben. Konkret
fehle es an der rechtlichen Basis, um Verstösse gegen massgebende Bestimmungen zu
ahnden. Als mögliche Lösung käme unter anderem die Einführung des
Verbandsbeschwerderechtes bei mutmasslichen Verstössen gegen raumplanerische
Grundsätze in Frage. Ferner würde das System der direkten Demokratie ebenfalls nicht
unmittelbar die Zersiedelung bedingen, wie oft zu hören sei. Vielmehr sei das Verdikt
der Stimmbevölkerung als Frühwarnsystem und Stimmungsbarometer zu verstehen. 23

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 18.06.2014
MARLÈNE GERBER

Ende Dezember 2014 präsentierte das BFS eine neue statistische Definition von
Städten und Agglomerationen. Während mit der bisherigen Definition Gemeinden mit
10'000 oder mehr Einwohnerinnen und Einwohnern als Städte gezählt wurden,
orientiert sich die neue Definition neben der Anzahl Einwohnerinnen und Einwohner
auch an der Besiedlungsdichte und berücksichtigt die Logiernächte und die
Arbeitsplätze eines Ortes. Eine neue Städtedefinition war unter anderem aufgrund
zunehmender Fusionen von Gemeinden im ländlichen Raum notwendig geworden, da in

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 18.12.2014
MARLÈNE GERBER
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diesem Raum fusionierte Gemeinden zum Teil plötzlich über eine hohe
Bevölkerungszahl verfügten, die sie gemäss alter Definition als Stadt klassiert hätten. Mit
der neuen Berechnung weist das BFS für das Jahr 2012 162 statistische Städte aus, in
der 47 Prozent der Schweizer Bevölkerung wohnten und sich 64 Prozent der
Arbeitsplätze befanden. Auch die neue Definition von Agglomerationen orientiert sich
an obengenannten Kriterien. Eine Agglomeration besteht aus Ansammlungen von
Gemeinden mit insgesamt mehr als 20'000 Einwohnerinnen und Einwohnern
(Logiernächte äquivalent berücksichtigt) und setzt sich im Regelfall aus einem
Agglomerationskern – einer zusammenhängenden Zone von Rasterzellen mit einer
Dichte von mindestens 500 Bewohnerinnen und Bewohner plus Beschäftigte – und
einem Agglomerationsgürtel zusammen. Im Agglomerationsgürtel befinden sich alle
Gemeinden, die mit dem Agglomerationskern funktional verbunden sind. Eine Revision
der alten Definitionen, die auf der Volkszählung aus dem Jahr 2000 beruhten, war
aufgrund der sich veränderten Raumentwicklung notwendig geworden. Die jüngste
Raumentwicklung ist auf das Wachstum der Bevölkerung, die Abwanderung der
städtischen Bevölkerung ins Umland sowie auf eine verbesserte Verkehrsinfrastruktur
zurückzuführen. 24

Im März 2015 und somit im internationalen Jahr des Bodens publizierte das BFS seinen
Bericht zur Bodennutzung in der Schweiz (1985-2009), der Zahlen zur jüngsten, im
Jahr 2013 erschienenen Arealstatistik verarbeitete. Dieser Bericht weist aus, dass sich
das Schweizer Territorium 2009 aus 35.9 Prozent Landwirtschaftsfläche, 31.3 Prozent
bestockter Fläche (Wald, Gehölze, Gebüschwäler), 25.3 Prozent Naturräumen und 7.5
Prozent Siedlungsfläche zusammensetzt. Über die Zeit zeigt sich, dass die
Siedlungsfläche zwischen 1985 bis 2009 mit Abstand am stärksten gewachsen ist,
nämlich beinahe um einen Viertel ihrer ursprünglichen Grösse (+23.4%). Insgesamt war
in dieser Periode eine Fläche von 584 km2 zur Siedlungsfläche geworden, was die
Gesamtfläche des Genfersees knapp übersteigt. Diese Entwicklung ist dabei nicht
lediglich mit der Bevölkerungszunahme zu erklären: Die Wohnarealfläche als Teil der
Siedlungsfläche ist zweieinhalbmal so stark angestiegen (+44.1%), wie die Bevölkerung in
diesem Zeitraum zugenommen hat. Ebenfalls eine leichte Zunahme wiesen die
bestockten Flächen aus (+3.1%). Abgenommen hatte demgegenüber in erster Linie die
landwirtschaftliche Fläche (-5.4%); die Ausdehnung der Siedlungsfläche geschah zu 90
Prozent auf Kosten dieser Fläche. Die Entwicklung der Fläche für Naturräume zeigte
sich insgesamt am stabilsten (-1.1%). 25

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 09.03.2015
MARLÈNE GERBER

Eine von der Stiftung Landschaftsschutz Schweiz und Pro Natura verfasste Studie,
welche die Baulandreserven der Kantone Jura, Neuenburg, Schaffhausen und Wallis
unter die Lupe genommen hatte, kam im März 2015 zu alarmierenden Befunden. In den
vier Kantonen, die im gesamtschweizerischen Vergleich am meisten Bauland horteten,
befänden sich insgesamt rund 340 ha Bauland in streng geschützten Biotopen, was
ungefähr 500 Fussballfeldern entspreche. Allein im Kanton Wallis seien 290 ha Bauland
in dieser sogenannten „roten Zone” zu finden. Ferner überschneide sich in den vier
untersuchten Kantonen im Vergleich zu den „roten Zonen” beinahe das Zehnfache an
Bauland mit Landschaften und Naturdenkmälern von nationaler Bedeutung, den
sogenannten BLN-Gebieten. Die Verbände forderten die Kantone auf, die ökologisch
schädlichsten Bauzonen rasch zu beseitigen. 
Mit den Zahlen der Studie konfrontiert relativierten die kantonalen Verantwortlichen
diese zwar aufgrund der nicht ganz aktuellen Datenlage, zeigten aber dennoch
Verständnis für das Anliegen der Naturschutzverbände. Die sich in der roten Zone
befindenden Baulandreserven seien zu überprüfen und gegebenenfalls zurückzuzonen,
so etwa die Walliser Dienststelle für Raumplanung. Das Wallis sei jedoch „reich an
Landschaften von aussergewöhnlicher Schönheit und Vielfalt” – ein Viertel des
Kantonsgebietes gehöre zum Bundesinventar für Landschaften und Naturdenkmäler
(BLN). Da seien Konflikte nicht zu vermeiden. 26

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 13.03.2015
MARLÈNE GERBER

In der Studie «Immobilien Schweiz – 3Q 2022», herausgegeben von der Raiffeisen
Genossenschaft, fokussierten sich die Autoren auf das verdichtete Bauen in der
Schweiz. Sie kamen dabei zum Schluss, dass stärkere Verdichtung notwendig sei, damit
auch künftig genügend geeigneter Wohn- und Lebensraum verfügbar sein werde. Die
positive Nachricht sei, dass es bereits heute Trends in diese Richtung gebe. So werde
beispielsweise weniger Wohnraum für bodenintensive Einfamilienhäuser genutzt. Auch
sei eine deutliche Zunahme der durchschnittlichen Anzahl Wohnungen pro

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 11.08.2022
ELIA HEER
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Mehrfamilienhaus festzustellen. Zudem seien neu gebaute Häuser durchschnittlich
höher als früher. Nicht zuletzt würden Wohnungen heute auch kleiner gebaut als früher.
Die aus einer Verdichtungsperspektive negative Nachricht sei, dass gleichzeitig die
Menschen in immer kleineren Haushalten lebten. Die Autoren sahen die Ursachen für
diesen Trend in der zunehmenden Individualisierung und der Alterung der Gesellschaft.
So habe die durchschnittliche Wohnfläche pro Person in den letzten zehn Jahren um
2.9 Prozent zugenommen. Laut den Autoren werde der Boden zwar für Wohngebäude
immer effizienter genutzt, die Schweizerinnen und Schweizer machten von diesem
dichteren Wohnraum aber immer ineffizienter Gebrauch. Da ausserdem die
Bevölkerung voraussichtlich weiterwachsen werde, reiche das aktuelle Tempo der
Verdichtung nicht aus, um die Zersiedelung zu stoppen. Erschwerend komme dazu,
dass Bauprojekte zur Verdichtung von bestehendem Siedlungsgebiet teurer seien als
der «Bau auf grüner Wiese» und zudem häufig zu Einsprachen führten. 27

Ende November 2022 veröffentlichte das ARE die Bauzonenstatistik 2022. Gemäss
dieser Publikation wuchs die Bauzonenfläche in den letzten fünf Jahren lediglich um
ein Prozent auf neu rund 234'000 Hektaren – und auch dieses kleine Wachstum sei vor
allem auf methodische Gründe zurückzuführen, so das ARE. Die Flächen für die fünf
grössten Hauptnutzungen, darunter etwa Wohn- und Arbeitszonen, seien derweil
konstant geblieben. Da gleichzeitig die Bevölkerungszahl angestiegen sei, sei die pro
Person beanspruchte Bauzonenfläche von 291 auf 282 Quadratmeter gesunken. Dass
kaum mehr neue Bauzonen geschaffen worden seien, führte das ARE auf die
Raumplanung der Kantone zurück. Das RPG schreibt den Kantonen seit 2014 vor, dass
sie ihre Raumplanung so gestalten müssen, dass Siedlungen nach innen entwickelt und
verdichtet gebaut werden. 28

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.11.2022
ELIA HEER

Bodenrecht

Die Zahl der kantonalen Bewilligungen für den Erwerb von Grundstücken durch
Personen im Ausland ging wie schon in den beiden Jahren zuvor nochmals zurück
(1984: 2480; 1985: 2316). Erstmals in der siebzigjährigen Geschichte des ZGB wurde von
den in ihm enthaltenen Möglichkeiten Gebrauch gemacht, eine rechtswidrige
Gesellschaft aufzulösen. Auf Anregung des Bundesgerichts hatte das Kantonsgericht
von Obwalden 1984 festgestellt, dass zwei Firmen eines deutschen Geschäftsmannes
einzig zum Zweck der Umgehung der Lex Furgler gegründet worden waren, und darauf
hin die Auflösung der beiden Firmen verordnet; der Kanton Obwalden wurde
ermächtigt, den Erlös einzukassieren. 1985 wurde dieser Entscheid vom Obwaldner
Obergericht bestätigt. 29

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.12.1985
WERNER SEITZ

Wohnungsbau und -eigentum

Mit 42'570 neu erstellten Wohnungen lag die Produktion im Wohnungsbau um 3.7%
unter derjenigen von 1985; am stärksten sank die Bautätigkeit – mit durchschnittlich
17.4% – in den fünf Grossstädten (Basel, Bern, Genf, Lausanne und Zürich). Der
Rückgang beim Wohnungsbau dürfte – wenn auch gedämpft – weiter anhalten, da im
Berichtsjahr 1.2% weniger Baubewilligungen erteilt wurden als im Vorjahr. Der
Leerwohnungsbestand verringerte sich 1986 auf 20 899 Wohnungen, das sind 0.71% des
approximativen Gesamtwohnungsbestandes (1985: 0.79 %). Wie schon seit Jahren weist
der Kanton Genf mit 0.23% die niedrigste Leerwohnungsziffer auf, gefolgt von Zürich
(0.4%). 30

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1986
WERNER SEITZ

Mit der Zukunft der Wohnbautätigkeit in der Schweiz befasste sich eine Studie des
Bundesamtes für Wohnungswesen. Da jedoch bereits vor der Publikation bekannt
geworden war, dass die Prognose mit einem Rückgang der Wohnbautätigkeit bis 1995
auf rund 30'000 Einheiten pro Jahr rechnete, intervenierte der Schweizerische
Baumeisterverband mit dem Argument, solch langfristige Voraussagen seien zuverlässig
nicht machbar, und ausserdem würden die genannten Zahlen zu einer allgemeinen
Verunsicherung der Bevölkerung führen. Die Studie wurde daraufhin überarbeitet und
erschien schliesslich mit einer Berücksichtigung verschiedener Varianten: Eine
«optimistisch» gesehene Entwicklung rechnet für den genannten Zeitraum mit einer
Jahresproduktion von 41'000, eine «pessimistische» Variante mit einer solchen von
17'000 neuerstellten Wohnungen. An der ursprünglichen, von demographischen

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 03.09.1987
LUZIUS MEYER
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Entwicklungen ausgehenden Prognose war damit nichts Grundsätzliches geändert. Eine
ähnliche, für den Kanton Solothurn erstellte Studie war schon vorher ebenfalls auf ein
sich abzeichnendes berangebot an Wohnungen gekommen. Hier waren allerdings nicht
die pessimistischen Rückschlüsse auf die Bauwirtschaft, sondern positive Auswirkungen
auf die raumplanerischen Auflagen hervorgehoben worden. Auch andernorts wurde
darauf aufmerksam gemacht, dass die Bauwirtschaft nichts zu befürchten hätte, wenn
der «Neubau-Boom» von einem «Renovations-Boom» abgelöst würde und die
Anstrengungen eher auf verdichtetes Bauen, beziehungsweise auf eine
«Siedlungsentwicklung nach innen» verlegt würden. 31

Eine prospektive Studie über Wohnungen und Wohnbedürfnisse im Wandel stellte fest,
dass 30% der Schweizer heute allein leben und dass zunehmend breitere Schichten der
Bevölkerung von der Wohnungsnot betroffen sind. Die Ausgleichsfunktionen des
kommunalen und genossenschaftlichen Wohnungsbaus reichten nicht mehr aus und
die öffentliche Hand werde die Diskrepanz zwischen Einkommens- und
Wohnkostenentwicklung ausgleichen müssen; soziale Konflikte seien jedenfalls
vorprogrammiert. 32

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.05.1989
CHRISTIAN MOSER

Der schon in den Vorjahren aufgetretene Wohnungsmangel akzentuierte sich 1989
weiter. Die Wohnbautätigkeit ging gesamthaft um 0.6% zurück; betroffen davon waren
jedoch nur die Städte, wo die Abnahme rund 12% betrug, während in den übrigen
Gemeinden eine Zunahme von 3.8% erfolgte. Dagegen nahm die Zahl der erteilten
Baubewilligungen leicht zu, wobei aber ungewiss bleibt, ob angesichts der stark
verteuerten Kredite alle baubewilligten Projekte realisiert werden können. Die Zahl der
leerstehenden Wohnungen nahm um rund 12% ab und erreichte einen neuen absoluten
Tiefststand, ebenso wie die Leerwohnungsziffer, welche am 1. Juni mit 0,43% in einem
Bereich lag, wo Fachleute von Wohnungsnot sprechen. Die Leerwohnungsziffer lag in
den Kantonen Zürich und Zug mit 0.09 bzw. 0.17% am niedrigsten.
Der Schweizerische Mieterverband bezeichnete diese Zahlen auch deshalb als
dramatisch, weil sie nicht nur Mietwohnungen enthalten, sondern auch solche, welche
nur zu kaufen sind. Der Schweizerische Hauseigentümerverband hingegen anerkannte
zwar Probleme auf dem Wohnungsmarkt, möchte aber weiterhin nicht von
Wohnungsnot, sondern bloss von einer längeren Suchzeit nach einer neuen Wohnung
sprechen. Er machte für die Situation namentlich auch gestiegene
Wohnraumbedürfnisse verantwortlich. Tatsächlich hat sich der Wohnungsbestand von
1960 bis 1987 von 1'580'930 auf 3'011'525 fast verdoppelt, während gleichzeitig die
Bevölkerung nur von 5.4 auf 6.6 Mio. Einwohner zunahm. Die Wohnungsbelegung sank
entsprechend von 3.4 auf 2.2 Personen pro Wohnung. Auch eine Studie des
Bundesamtes für Raumplanung bestätigte diese Abkoppelung der Entwicklung des
Wohnungsbaus vom Bevölkerungswachstum, rechnet jedoch in den nächsten Jahren
mit einer Trendwende. Als Gründe für den wachsenden Wohnraumbedarf werden
allgemein genannt: der zunehmende Wohlstand, die wachsende Zahl der in grossen
Wohnungen verbleibenden Pensionierten, der frühere Auszug der Kinder aus dem
Elternhaus, die grosse Zahl von Ehescheidungen mit faktischer Verdoppelung der
Haushalte (Zunahme der Einpersonenhaushalte zwischen 1970 und 1980 um 75%) sowie
die zunehmende Zahl von Zweitwohnungen. 33

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1989
CHRISTIAN MOSER

Der Leerwohnungsbestand betrug total 13'509 Einheiten; das sind 0.44% des
Gesamtbestandes. Er blieb damit unter der Marke von 0.5%, welche gemäss der
Botschaft des Bundesrates als Indikator für Wohnungsnot angesehen wird. Einen
Leerwohnungsbestand von über 1% weist einzig das Tessin auf, während die Situation in
den Agglomerationen Zürich und Basel besonders prekär ist. 34

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 09.10.1990
DIRK STROHMANN
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Umweltschutz

Naturschutz

Im Frühling 2021 erschien der fast 500 Seiten umfassende «Atlas der Säugetiere.
Schweiz und Liechtenstein», der von der Schweizerischen Gesellschaft für
Wildtierbiologie herausgegeben wird. Der Atlas basiert auf jahrelanger Vorarbeit und
dokumentiert die derzeit 99 in der Schweiz und Liechtenstein wildlebenden
Säugetierarten. Bei dieser Bestandesaufnahme stach positiv hervor, dass sich in den
letzten Jahren und Jahrzehnten einige grosse Säugetierarten, wie etwa der Wolf, der
Luchs und der Fischotter, wieder angesiedelt hatten. Um viele kleinere Arten –
beispielsweise manche Maus- oder Fledermausarten – stehe es jedoch nicht gut, ist im
Atlas zu lesen. Dafür wurden verschiedene Gründe ausgemacht: Ein wichtiger Grund sei
der Pestizideinsatz in der Landwirtschaft, welcher dazu führe, dass es immer weniger
Insekten gebe. Diese seien aber die Nahrungsgrundlage für zahlreiche kleinere
Säugetiere. Ein anderer Faktor sei die allzu «aufgeräumte» Landschaft. Oft fehle es
beispielsweise an Hecken, Haufen aus Ästen oder Felsbrocken, welche kleineren Tieren
ein gutes Versteck böten. Ein weiterer Grund sei auch das Siedlungswachstum mit der
damit einhergehenden Lichtverschmutzung, welche insbesondere für die Fledermäuse
ein Problem darstelle. Der Atlas ging auch auf die elf Säugetierarten ein, welche in den
letzten Jahrzehnten in der Schweiz und Liechtenstein entdeckt wurden, obwohl sie
nicht heimisch sind. Diese Tiere seien entweder eingewandert, extra eingeführt worden
oder aus der Gefangenschaft entwichen. 35

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 13.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Bodenschutz

A l'occasion du lancement d'une campagne de sensibilisation, le WWF a présenté fin
août une carte rendant compte des différentes agressions polluantes que subissent les
sols en Suisse. Premier document du genre à couvrir l'ensemble d'un pays, cette carte -
réalisée par l'Institut de géographie physique et d'écologie du paysage de Hannover
(D) - nous informe que 38% des sols naturels (soit 12'000 km2 sur les 33'000 km2 que
couvre la Suisse) seraient touchés: 8 à 10% seraient complètement détruits, 25%
pollués chimiquement ou endommagés par des activités mécaniques, alors que les 3%
restants seraient menacés par l'érosion ou par la disparition de zones marécageuses.
Devant pareil constat, le WWF a demandé notamment la mise hors zone de 48'000
hectares de surfaces constructibles. 36

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.09.1996
LIONEL EPERON
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